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Weinmann: Landesregierung vernachlässigt seit Jahren Aufrechterhaltung
des Rechtsstaats

Zur Berichterstattung über die Belastungen bei Gerichten, Staatsanwaltschaften und im Strafvollzug
sagte der rechtspolitische Sprecher der FDP/DVP-Fraktion, Nico Weinmann:

„Die Aufrechterhaltung unseres Rechtsstaats ist eine der Kernaufgaben der Landesregierung. Dazu
gehört auch die Anpassung der personellen Situation in der Justiz, dem Strafvollzug und bei den
Sicherheitsbehörden an die Erfordernisse der Zeit. Hier haben die von Ministerpräsident Kretschmann
geführten Landesregierungen jahrelang völlig desinteressiert agiert und viel zu wenig getan. Der
Unmut von Richterbund, den Strafvollzugsbediensteten und den Polizeigewerkschaften ist daher nur
zu verständlich und richtig.

Allein die gerichtlichen Asylverfahren haben sich in den Jahren 2007 bis 2017 mehr als
verfünfzehnfacht, von 3.193 auf 47.906. Statt frühzeitig auf diese Entwicklung zu reagieren, hat die
Landesregierung mit Millionenbeträgen Ministerien aufgebläht und überflüssige Stellen beispielsweise
in der Umweltverwaltung geschaffen. Auch auf die seit dem Jahr 2015 steigende Zahl der Gefangenen
im Justizvollzug wurde nicht adäquat reagiert. Mittlerweile ist Baden-Württemberg bundesweites
Schlusslicht bei der Relation der JVA-Bediensteten zu den Gefangenen. Während bei uns 34,75
Bedienstete auf 100 Gefangene kommen, sind es im bundesweiten Durchschnitt immerhin 41,76. In
keinem andern Bundesland muss ein JVA-Bediensteter so viele Gefangene im Blick behalten. Dabei
platzen die Justizvollzugsanstalten aus allen Nähten und macht die zunehmende Heterogenität der
Gefangenen die Arbeit der Angehörigen des Justizvollzugs besonders schwer. Es rächt sich, dass die
Grünen den Neubau der JVA Rottweil jahrelang verzögerten und die Justizvollzugsanstalten nicht
besser ausstatteten.

Nun ist es zwar gut, dass sich Justizminister Wolf mit der Schaffung zusätzlicher Stellen um eine
Verbesserung der Situation bemüht. Vergleicht man diese aber mit dem Bedarf und die Zahl der
neuen Stellen mit dem, was die Grünen ideologisch motiviert an Stellen schaffen, muss man weiterhin
eine völlig falsche Prioritätensetzung der Landesregierung  konstatieren.“


